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niger und schlechtere Kreditangebote bekommen.3 Der 
naheliegende Grund war das Ausscheiden von Marktteil-
nehmern, weil Banken im Zuge der Finanzkrise Bankrott 
gegangen sind bzw. sich aus dem Kommunalgeschäft 
ein Stück weit zurückgezogen haben (z.B. WestLB, De-
xia, mehrere Hypothekenbanken). Die Landesbanken be-
schränken sich zunehmend auf ihr Gebiet und vergeben 
an „fremde“ Kommunen keine Kredite mehr. Die akute 
Sorge vor einer Kreditklemme hat sich zwar zwischenzeit-
lich gelegt, aber es bleiben wachsende Unsicherheiten im 
Kommunalgeschäft, die sich auf die Kreditvergabe aus-
wirken. Vor allem die Euro- und Staatsschuldenkrise hat 
deutlich gemacht, dass auch öffentliche Schuldner nicht 
per se eine Null-Risiko-Bonität verdienen. Diese Erkennt-
nis setzt insbesondere fi nanzschwachen Kommunen zu, 
weil Kreditgeber stärker darauf achten, ihr Kapital vor al-
lem solchen Kommunen zu geben, bei denen keine Haus-
haltsprobleme zu erwarten sind.

3 Vgl. beispielsweise o.V.: NRW-Gemeinden in Kreditklemme. Banken 
meiden Pleite-Kommunen, in: Süddeutsche Zeitung Online, 20.3.2012, 
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/2.220/nrw-gemeinden-
in-kreditklemme-banken-meiden-pleite-kommunen-1.1313386 
(30.11.2014).

Die durchschnittliche Finanzlage der deutschen Kommu-
nen ist für 2014 als erfreulich zu bewerten, selbst wenn 
der Finanzierungssaldo auf gemeindlicher Ebene mit pro-
gnostizierten 1,4 Mrd. Euro geringer ausfällt als im Jahr 
zuvor.1 Auch für die Folgejahre werden noch positive Jah-
resergebnisse erwartet, obwohl sich zwischenzeitlich die 
konjunkturelle Aussicht eingetrübt hat. Die steigenden 
Sozialausgaben, der vielerorts erhebliche Investitions-
stau sowie die unklare Entwicklung der föderalen Finanz-
beziehungen nach 2019 bergen zudem weitere Risiken für 
die Kommunalfi nanzen. Darüber hinaus bleiben die Un-
terschiede bei Finanzlage und Schuldenstand zwischen 
strukturstarken und -schwachen Kommunen weiterhin 
bestehen oder haben sich sogar verschärft. Die Verschul-
dung der kommunalen Ebene blieb 2014 mit insgesamt 
135,1 Mrd. Euro nahezu konstant zum Vorjahr.2 Die Höhe 
dieses Schuldenberges macht deutlich, dass die Kom-
munen auch in Zukunft und nahezu unabhängig von der 
jeweils aktuellen Finanzlage auf dem Kreditmarkt als 
bedeutsame Akteure aktiv sein werden. Daher lohnt der 
Blick auf die bisherigen und die absehbaren Entwicklun-
gen in der Kommunalfi nanzierung.

Rückgang von Kreditangeboten

Bereits seit 2010/2011 häuften sich die Befürchtungen 
einer „Kreditklemme“, weil viele Kommunen seitdem we-

1 Vgl. Deutscher Städtetag: Deutscher Städtetag veröffentlicht Ge-
meindefi nanzbericht 2014, Pressemitteilung vom 13.10.2014, ht-
tp://www.staedtetag.de/presse/mitteilungen/071098/index.html 
(30.11.2014).

2 Vgl. Statistisches Bundesamt: Öffentliche Schulden im Jahr 2013 erst-
mals seit 1950 gesunken, Pressemitteilung, Nr. 289 vom 14.8.2014, 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilun-
gen/2014/08/PD14_289_713.html (30.11.2014).

Stephan Brand

Paradigmenwechsel in der Kommunalfi nanzierung 
– der lange Schatten der Finanzkrise
Trotz der aktuell guten Finanzlage der deutschen Kommunen geht die Schere zwischen 
fi nanzstarken und -schwachen Kommunen weiter auseinander. Die Aufnahme von Krediten 
bleibt eine wichtige Finanzierungsquelle der Städte und Gemeinden. Das Kommunalgeschäft 
wird an Bedeutung gewinnen, unterliegt aber aufgrund der Banken- und Staatsschuldenkrise 
starken Veränderungen. Auch die neuen regulatorischen Vorgaben für die Banken 
und die Schuldenbegrenzungsregeln für die öffentliche Hand werden Folgen für die 
Kommunalfi nanzierung haben.

Dr. Stephan Brand ist wissenschaftlicher Mitarbei-
ter an der Technischen Universität Kaiserslautern. 
Er forscht im Bereich der Gemeindefi nanzen mit 
Schwerpunkt auf der Kommunalfi nanzierung und 
Haushaltspolitik.

DOI: 10.1007/s10273-015-1777-z



Wirtschaftsdienst 2015 | 1
52

Analysen und Berichte Kommunen

eine Entwicklung, die bereits in den Vorjahren ihren Anfang 
nahm, fort.7

Zunehmend können aber – neben dem klassischen Kom-
munalkredit – vor allem mit Schuldscheindarlehen und 
Anleihen alternative Finanzierungsformen beobachtet wer-
den, die in den letzten Monaten verstärkt von Kommunen 
eigenständig oder in Kooperation mit anderen emittiert 
wurden und zumeist dreistellige Millionenbeträge umfass-
ten.8 In der Regel werden diese Anlageformen über die 
Banken ausgegeben, zum Teil aber auch direkt mit den In-
vestoren am Kapitalmarkt gehandelt. Für die Kommunen 
ergeben sich damit Ergänzungsmöglichkeiten zu den bis-
herigen Finanzierungswegen, für die Banken als Interme-
diäre ist es ein zusätzliches und lohnendes Geschäft und 
für die institutionellen Großinvestoren (Versicherungen, 
Investmentgesellschaften usw.) stellen die Kommunen 
in Zeiten niedriger Zinsen und großer konjunktureller Un-
sicherheit einen sicheren Hafen dar. Daher ist auch nicht 
davon auszugehen, dass das Interesse an diesen Finanzie-
rungsinstrumenten abnehmen wird, wenngleich sie für die 
Kommunalfi nanzierung im Vergleich zum Kommunalkredit 
quantitativ noch kaum ins Gewicht fallen.

Neue Regulierungsvorschriften

Die beobachtbaren Verschiebungen im Kommunalge-
schäft sind auch die Folge der neuen Regulierungsvorga-
ben für die Banken nach der Finanzkrise. Hier ist insbeson-
dere „Basel III“ zu nennen, in dessen Folge insbesondere 
die großen Geschäftsbanken ihr Marktverhalten im Kom-
munalgeschäft stärker steuern. Die Banken sind gefordert, 
eine verbesserte Risikodeckung ihres Kreditportfolios zu 
erreichen, was den Kommunalkredit mit seiner Null-Risiko-
Unterstellung begünstigt. Zugleich sorgt aber die Schaf-

7 Vgl. S. Brand: Mehr kurzfristige Kredite an Kommunen, 25.6.2014, http://
www.forschung-fuer-kommunen.de/index.php/kurzmeldungen/120-
mehr-kurzfristige-kredite-an-kommunen (30.11.2014).

8 Vgl. beispielsweise Deutsche Bank: Schuldscheine, Anleihe, Gemein-
schaftsanleihe – Was passt zu wem?, Vortrag auf dem Deutschen 
Kämmerertag am 2.10.2014 in Berlin, F. 1.

Vor diesem Hintergrund haben die Finanzprobleme meh-
rerer kommunaler Wirtschaftsbetriebe und vor allem die 
Insolvenz der Stadtwerke Gera sowie die Unfähigkeit der 
Kommunen und der Länder, diese akuten Finanzprobleme 
überzeugend und schnell zu lösen, nicht zur Beruhigung 
der Kreditgeber beigetragen.4 Vor allem wurde deutlich, 
welche Risiken und offenen Fragen sich rund um die Haf-
tung und die fi nanzielle Einstandspfl icht im vielschichtigen 
Feld der kommunalen Auslagerungen verstecken können.5

Während diese Gründe eher auf eine weitere Einschrän-
kung in der Kommunalfi nanzierung hindeuten, gibt es je-
doch auch andere Trends zu beobachten, die zu einer ge-
genteiligen Entwicklung führen. Vor allem die gewachsene 
Geldmenge und die aufgrund der aktuellen Geldpolitik 
der EZB niedrigen Zinsen lassen Banken und Investoren 
nach sicheren und lukrativen Anlageformen suchen. Hier 
erscheint das früher margenschwache, aber zuverlässige 
Kommunalgeschäft mit dem klassischen Kommunalkre-
dit und neuen Kapitalformen plötzlich wieder attraktiv. So 
können strukturstarke Kommunen entweder zu günstigen 
Konditionen Kommunalkredite mit eher kurzer Laufzeit 
aufnehmen, weil die Banken ihre Liquidität lieber bei den 
Kommunen „parken“ als bei der Zentralbank, oder aber 
sich über Schuldscheindarlehen und Anleihen direkt am 
internationalen Kapitalmarkt mit frischem Geld versorgen.

Alternative Finanzierungsformen

Nach wie vor ist der Kommunalkredit aber die klassische 
Form der Fremdkapitalfi nanzierung der Kommunen. Trotz 
neuer Finanzierungsinstrumente stieg die Summe der 
Bankkredite an die Kommunen von Ende 2013 bis Mit-
te 2014 um rund 1,3 Mrd. Euro an und beträgt damit rund 
174,2 Mrd. Euro.6 Während der Anteil langfristiger Ver-
bindlichkeiten in diesem Zeitraum von 122,7 Mrd. Euro auf 
122,2 Mrd. Euro zurückging, stieg die Summe der kurzfris-
tigen Kredite alleine in diesem Zeitraum von 50,2 Mrd. Eu-
ro auf 52,0 Mrd. Euro (vgl. Abbildung 1). Damit setzt sich 

4 Vgl. beispielsweise M. Balser: Kommunale Finanzen: Blackout im 
Rathaus, in: Süddeutsche Zeitung Online, 1.7.2014, http://www.sued-
deutsche.de/wirtschaft/2.220/kommunale-fi nanzen-blackout-im-rat-
haus-1.2025785 (30.11.2014); K. Fischer: Roland Berger: Jedes fünfte 
Stadtwerk steht vor der Pleite, in: Wirtschaftswoche Online, 19.7.2014, 
http://www.wiwo.de/politik/deutschland/roland-berger-jedes-fuenf-
te-stadtwerk-steht-vor-der-pleite/10219380.html (30.11.2014); oder 
o.V.: Das Sterben der Stadtwerke – Gera ist fast pleite: Steht Ihre 
Stadt auch vor dem fi nanziellen Zusammenbruch?, in: Focus Online, 
19.8.2014, http://www.focus.de/fi nanzen/news/stadtwerke-gera-
sind-pleite-das-sterben-der-stadtwerke-steht-ihre-kommune-auch-
auf-der-kippe_id_4069643.html (30.11.2014).

5 Vgl. S. Brand: Probleme der fi nanziellen Verfl echtungen im Konzern 
Kommune, 23.7.2014, http://www.forschung-fuer-kommunen.de/in-
dex.php/kommentar/121-probleme-der-fi nanziellen-verfl echtungen-
im-konzern-kommune-bei-insolventen-auslagerungen (30.11.2014).

6 Vgl. Deutsche Bundesbank: Bankenstatistik Juni 2014 – Statistisches 
Beiheft 1 zum Monatsbericht, Frankfurt a.M. 2014, S. 50-53.

Abbildung 1
Kredite an Gemeinden und Gemeindeverbände
in Mio. Euro

Quelle: eigene Berechnung und Darstellung nach Angaben der Deut-
schen Bundesbank: Bankenstatistik, Juni 2014, S. 50-53.
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Veränderte Struktur der Kreditgeber

Nicht nur die Form der Finanzierung für die Kommunen än-
dert sich, auch die Kreditgeber sind zunehmend andere. 
Die größten Zuwächse von 2013 auf 2014 bei den Krediten 
an die Kommunen verzeichneten mit ca. 11% die Regional-
banken, gefolgt von den Genossenschaftsbanken mit 6% 
und den Großbanken mit 5%.12 Diese Entwicklung steht ein 
Stück weit im Widerspruch zum vermuteten Rückzug der 
großen Geschäftsbanken aus dem Feld der Kommunalfi -
nanzierung, wobei diese Kreditinstitute vor allem Darlehen 
mit kurzer Laufzeit von unter vier Jahren vergeben. Im Ge-
gensatz dazu reduzierten sich die Kredite an die Kommu-
nen bei den Landesbanken, Realkreditinstituten und Bau-
sparkassen um 1% bis 3%. Insbesondere der Rückgang 
bei den Landesbanken ist offenbar eine Folge der Finanz-
krise, wodurch die Landesbanken gezwungen wurden, 
sich stärker auf das Kommunalgeschäft in den eigenen 
Ländern zu beschränken.

Trotzdem bleiben die öffentlichen Kreditinstitute (Sparkas-
sen, Landes- und Förderbanken) in der gesamthaften Be-
trachtung die wichtigsten Kreditgeber der Kommunen und 
gewähren anteilig auch deutlich mehr Darlehen mit langer 
Laufzeit. An der Summe aller Kredite halten die Landes-
banken immer noch 26%, die Sparkassen 21% und die 
Förderbanken 23% (vgl. Abbildung 2). Im Gegensatz dazu 
beträgt der Anteil der Realkreditinstitute, Groß- und Regio-
nalbanken zusammen 28%, der sonstigen privaten Kredit-
banken, hierunter auch die Genossenschaftsbanken, sogar 
nur 2%. Auch ausländische Banken vergeben zunehmend 
Kredite an deutsche Kommunen, aber die Größenordnun-
gen sind hier vergleichsweise gering. Die Bedeutung der 

12 Vgl. Deutsche Bundesbank, a.a.O.

fung von letztendlichen Verschuldungsobergrenzen durch 
die verschärften Eigenkapitalstandards („Leverage-Ratio“) 
für eine stärkere Konkurrenz zwischen dem Kommunalkre-
dit und den profi tableren Krediten in anderen Bereichen. 
Dies wird wahrscheinlich eine Reduktion der Volumina und 
einen Anstieg der Preise in der Kommunalfi nanzierung zur 
Folge haben.9

Die schrittweise erfolgende Einführung der Basel-III-Stan-
dards wie die Anhebung der erforderlichen Liquiditätsre-
serven oder die Verschärfung der Fristenkongruenz sorgt 
bereits seit einigen Jahren für eine Zunahme kurzfristiger 
Kredite, weil sich die Kreditgeber ihren Handlungsspiel-
raum erhalten wollen, wenn die neuen Regeln spätestens 
2019 wirksam werden. Viele Kommunen erhalten daher 
kaum noch Kredite mit längerer Laufzeit. Zudem sind die 
kurzfristigen Kredite derart günstig, dass manche Kommu-
nen verstärkt Kassenkredite aufnehmen, um damit teure 
Altkredite abzulösen. Entgegen der eigentlichen Intenti-
on der Gemeindeordnungen verliert der Liquiditätssiche-
rungskredit damit seine ihm zugedachte Funktion.10 Mit 
dieser Politik des Schulden- und Zinsmanagements geht 
jedoch ein nicht unerhebliches Risiko einher, wenn die Kre-
ditzinsen wieder ansteigen und die Kommunen sich dann 
zu teureren Konditionen refi nanzieren müssen.11

9 Vgl. beispielsweise J. Otte: Kommunalfi nanzierung heute und morgen 
vor dem Hintergrund der Auswirkungen von Basel III auf die kreditge-
benden Banken, Vortrag auf der Fachtagung „Finanztage Berlin 2012“ 
am 10.5.2012 in Berlin, F. 22.

10 Vgl. S. Brand: Eingeschränkte Aussagekraft der Kassenkredite, 
20.8.2013, http://www.forschung-fuer-kommunen.de/index.php/
kommentar/103-eingeschraenkte-aussagekraft-der-kassenkredite 
(30.11.2014).

11 Vgl. M. Junkernheinrich, G. Micosatt et al.: Kommunalfi nanzbericht 
Metropole Ruhr 2013. Konsolidierung verstärkt – Pfadwechsel noch 
nicht erreicht, Regionalverband Ruhr (Hrsg.), Essen 2014, S. 10-11.

Abbildung 2
Kredite an Gemeinden und Gemeindeverbände nach Kreditgebern
in %, Juni 2014
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Die europäischen Regeln erlauben eine Verschuldung 
von 0,5% des BIP und damit 0,15 Prozentpunkte mehr 
als die Schuldengrenze des Grundgesetzes. Die Kommu-
nen könnten also mittelfristig an die Stelle von Bund und 
Länder zur „Auffüllung“ der 0,5%-Grenze treten, was laut 
Hesse einen Kreditumfang von jährlich rund 4,1 Mrd. Eu-
ro entsprechen würde.14 Von 2013 bis Mitte 2014 betrug 
die Nettokreditaufnahme aber gerade einmal knapp 1,3 
Mrd. Euro. Es besteht daher noch Luft nach oben, sollte 
die kommunale Schuldenaufnahme bis zur Defi zitgrenze 
angehoben werden. Offen ist, welche Folgen eine über-
bordende Kreditaufnahme der Kommunen hätte. Zwar ge-
hen bei der Berechnung des gesamtstaatlichen Defi zits im 
Fiskalpakt auch die Kommunen mit ein, jedoch fehlt dem 
Bund das Durchgriffsrecht auf die Kommunen, sollte es zu 
einem Verfehlen der Defi zitgrenzen kommen. Für die kom-
munale Ebene bzw. für einzelne Kommunen ist weder ei-
ne Begrenzung noch eine Überwachung des strukturellen 
Defi zits analog zum Verfahren der im Grundgesetz veran-
kerten Schuldenbremse vorgesehen. Die Kommunen wer-
den daher auch nicht bei etwaigen Sanktionszahlungen an 
die EU beteiligt.15

Auch die Länder können die Kreditaufnahme der Kom-
munen nur im Rahmen der Haushaltsvorgaben ihrer Ge-
meindeordnungen regeln, die jedoch nicht direkt mit den 
Vorgaben der Schuldenbremse oder des Fiskalpaktes 
verknüpft sind. Zudem hat sich in der Vergangenheit im-
mer wieder gezeigt, dass die an sich sinnvollen Vorgaben 
der Gemeindeordnungen nicht vollständig eingehalten 
werden, weil zum einen die schiere Finanznot eine über-
höhte Verschuldung notwendig gemacht hat oder aber die 
Kreditfi nanzierung von öffentlichen Leistungen schlicht 
und ergreifend der politisch bequemere Weg war. Diese 
Prämissen werden sich auch in Zukunft nicht ändern, zu-
mal eben der Druck auf die Einnahmeseite der Kommunen 
durch die schuldenbegrenzenden Regelungen für die Län-
der (gleichbedeutend mit einer Reduktion der kommuna-
len Finanzausstattung) sowie zugleich der Druck auf die 
Ausgabeseite der Kommunen durch die Übertragung von 
vormals Landesaufgaben auf die Kommune wahrschein-
lich zunehmen wird.16

14 Vgl. M. Hesse: Die Rolle der Kommunen im europäischen und nati-
onalen Stabilitätssystem, in: M. Junkernheinrich, S. Korioth, T. Lenk 
et al. (Hrsg.): Jahrbuch für öffentliche Finanzen 2014, Berlin 2014, 
S. 323-341.

15 Vgl. Bundesregierung: Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Axel Troost, Katrin Kunert, Roland 
Claus, Dr. Barbara Höll und der Fraktion Die Linke, 17/9865 – Aus-
wirkung des Fiskalvertrages auf die Kommunalfi nanzen, Bundestags-
Drucksache 17/10074, 2012.

16 Vgl. M. Hesse, a.a.O.

öffentlichen Kreditinstitute für die Kommunalfi nanzierung 
ist daher nicht hoch genug einzuschätzen. Unklar bleibt 
aber, was hier Ursache und was Wirkung ist: Von Seiten 
der Geschäftsbanken wird den öffentlichen Banken ein 
Preisverfall angelastet, der den Rückzug solcher Banken 
erzwingt, die stärker auf hohe Gewinnmargen auch im 
Kommunalgeschäft achten. Die öffentlichen Banken wie-
derum argumentieren, dass sie nur die entstehende Lücke 
auffüllen, die sich durch den Rückzug der Geschäftsban-
ken auftut und die im Interesse einer ausreichenden Kredi-
tausstattung der Kommunen dann durch die öffentlichen 
Banken geschlossen werden muss.

In Anbetracht der politischen Einfl ussnahme auf die Ge-
schäftspraxis der öffentlichen Banken wird aber deren 
Unabhängigkeit angezweifelt und zunehmend kritisch be-
äugt, ob vor allem einzelne Sparkassen über Gebühr Kre-
dite an eigentlich schon überschuldete Kommunen geben, 
die anderweitig kein „frisches“ Kapital mehr erhalten wür-
den. In diesem Falle wären die öffentlichen Kreditinstitute 
nach dem Rückzug der Geschäftsbanken die Letzten, die 
„die Hunde beißen“, weil ihnen eine andere, marktkonfor-
me Kreditvergabepraxis durch die politisch besetzten Auf-
sichts- und Leitungsgremien verwehrt wird und sie sich 
damit erhebliche Klumpenrisiken in die Bilanz holen. Eine 
derartige Entwicklung wäre aus politik- wie wirtschaftsthe-
oretischen Überlegungen heraus fragwürdig, weil dies den 
marktwirtschaftlichen Allokationsmechanismus für den 
Produktionsfaktor Kapital außer Kraft setzen würde, wenn 
eine untergeordnete Gebietskörperschaft sich selbst über 
eigene Banken nahezu beliebig Kredit gewähren könnte.

Schuldenbremse und Fiskalpakt

Zukünftig wird sich die Kreditaufnahme der öffentlichen 
Hand vor allem auf die Kommunen konzentrieren, die da-
her für die Kreditgeber wachsende Bedeutung erlangen 
werden, denn aufgrund der Schuldenbremse im Grundge-
setz und der Verschärfung des europäischen Fiskalpaktes 
sind die fi skalischen Spielräume von Bund und Ländern 
begrenzt. Der Bund wird sich ab 2016 nur noch in Höhe 
von 0,35% des BIP strukturell verschulden dürfen, wäh-
rend die Länder ab 2020 gar keine Kredite zur laufenden 
Finanzierung ihrer Aufgaben mehr aufnehmen dürfen. Dies 
wird den Druck von Bund und Ländern vergrößern, Aufga-
ben und damit Ausgaben auf die Kommunen abzuwälzen, 
denn die Kommunen werden von diesen schuldenbegren-
zenden Vorschriften nicht direkt erfasst.13

13 Vgl. M. Kuntze, O. Rottmann, G. Rinn: Auswirkungen der Schulden-
bremse auf die kommunale Ebene, https://www.kgst.de/aktuelles/
nachricht/auswirkungen-der-schuldenbremse-auf-die-kommunale-
ebene.dot (30.11.2014).
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Das grundlegende Problem ist, dass sich alle beteiligten 
Akteure mit dem Status quo der kommunalen Kreditfi -
nanzierung arrangiert haben: Die Banken bevorzugen 
das Kommunalgeschäft als sicheren und auskömmli-
chen Geschäftsbereich zur Steuerung des eigenen Kre-
ditportfolios, während die Kommunen und Länder sowie 
die dahinterstehende Politik die grundsätzlichen Reform-
notwendigkeiten des kommunalen Finanzsystems (und 
nicht zuletzt die Höhe der Finanzausstattung) ausblenden 
können. Auch der Bürger bzw. Wähler akzeptiert die über 
Schulden fi nanzierten öffentlichen Leistungen, weil er 
sich der Illusion hingeben kann, dass es diese Leistungen 
zum Nulltarif gäbe. Dabei wird jedoch nur der Verteilungs-
konfl ikt zwischen den verschiedenen Verwendungsmög-
lichkeiten für die öffentlichen Mittel übertüncht, denn ei-
gentlich müsste in einer demokratischen Debatte geklärt 
werden, für welche Zwecke das knappe Geld ausgegeben 
wird oder ob die öffentliche Hand zusätzliche Einnahmen 
durch Steuern und andere Abgaben erhalten sollte. Hier 
sorgt die Verschuldung nur für eine Verschiebung dieser 
Entscheidung in die Zukunft und zulasten kommender Ge-
nerationen, weil der Preis dieser Entscheidung steigt, je 
länger man wartet.19 Über kurz oder lang wird eine endlose 
Verschuldung der öffentlichen Hand jedoch nicht funktio-
nieren, weil auch Staaten oder Kommunen an einen Punkt 
der Überschuldung gelangen können. Anders als oft be-
hauptet, ist die Schuldenfi nanzierung der Kommunen da-
her keine Lösung, sondern in einer sehr grundsätzlichen 
Sicht vielmehr Symptom fundamentaler Fehler des Ge-
meindefi nanzsystems.

Die Kommunen werden sich also darauf einstellen müs-
sen, dass das Kreditgeschäft in Zukunft aufwendiger und 
schwieriger wird. Dies führt zu steigenden Anforderungen 
an das eigene Finanz- und Schuldenmanagement. Die 
damit einhergehenden Ausgaben werden ebenso wie die 
Veränderungen am Kapitalmarkt die Kreditkosten für die 
Kommunen dauerhaft höher ausfallen lassen, selbst wenn 
die unmittelbaren Auswirkungen der Finanzkrise nachlas-
sen.

19 Vgl. P. Kirchhof: Der steinige Weg zurück, in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 16.9.2012, http://www.faz.net/aktuell/politik/europaei-
sche-union/schuldenkrise-der-steinige-weg-zurueck-11891508.html 
(30.11.2014).

Ausblick und Einordnung

Wenn man bedenkt, dass eine Steigerung der Bruttover-
schuldung auch bei positiven Finanzierungsüberschüssen 
im kommunalen Jahresergebnis denkbar ist, wird deutlich, 
dass die Themen Kreditfi nanzierung und Verschuldung 
auch in Zukunft für die Kommunen von hoher Brisanz 
sein werden. Das wird auch für die Kreditgeber nicht oh-
ne Folgen bleiben. Vor dem Hintergrund der aufgelaufe-
nen Verschuldung bei vielen Kommunen, der großen Un-
terschiede in der Finanzkraft zwischen den Kommunen 
und der neuen Finanzierungsformen werden aus diesen 
Gründen auf Seiten der Kreditgeber intensivere Analysen 
der Kreditwürdigkeit der Kommunen erforderlich werden. 
Entgegen der Wunschvorstellung der kommunalen Spit-
zenverbände werden daher Bonitätsprüfungsverfahren 
und Kommunalratings an Bedeutung gewinnen. Bei vielen 
Banken wurden bereits interne Verfahren zur Kreditwür-
digkeitsprüfung bzw. zur Steuerung der Kreditvergabe im-
plementiert. Hier bedarf es aber sowohl im Interesse der 
Banken wie auch der Kommunen selbst eines geeigneten 
Prüfungsansatzes sowie eines ausreichenden kommunal-
ökonomischen Sachverstandes bei den Kreditgebern.17

Die stärkere Prüfung und Steuerung der Kreditvergabe 
an die Kommunen ist aus politik- wie wirtschaftstheore-
tischen Überlegungen sinnvoll. Die Kreditaufnahme setzt 
immer einen investiven Zweck mit einer Rendite voraus, 
aus der Zins- und Tilgungslasten beglichen werden kön-
nen. Bei öffentlichen Aufgaben ist diese Rendite in der Re-
gel ungewiss, daher müssen solche Aufgaben über öffent-
liche Abgaben (Steuern) und nicht über Schulden fi nan-
ziert werden.18 Ausnahmen für rentierliche Investitionen 
und die zeitliche Überbrückung sollten äußerst restriktiv 
gehandhabt werden, weil die Erfahrung lehrt, dass solche 
Ausnahmegründe allzu schnell aus politischer Opportuni-
tät heraus missbraucht werden.

17 Vgl. S. Brand: Die Kommunalinsolvenz als Folge der kommunalen Fi-
nanznot?, in: Wirtschaftsdienst, 93. Jg. (2013), H. 2, S. 87-93; oder 
S. Brand: Kommunen in der Klemme – Bonitätsbewertungsmodell für 
kommunale Schuldner, in: die Bank – Zeitschrift für Bankpolitik und 
Praxis, Nr. 5/2013, S. 22-26.

18 Abgesehen von rentierlichen Investitionen, die in einem sehr engen 
betriebswirtschaftlichen Verständnis zu defi nieren sind. Die kommu-
nalpolitische Wirklichkeit ist jedoch zu oft eine andere. Vgl. beispiels-
weise H. Zimmermann: Kommunale Verschuldung – wozu?, in: Wirt-
schaftsdienst, 86. Jg. (2006), H. 6, S. 391-397.
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